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Ausschuss für Inneres und Sport 
(122. Sitzung am 24. August 2017) 

Beratungsthemen: 

Erster öffentlicher Sitzungsteil 

1. Beschlussfassung über Unterrichtungen und ggf. Unterrichtung 

a) Unterrichtung durch die Landesregierung über die Hintergründe und Er-

 gebnisse der Hausdurchsuchungen bei Mitgliedern der Ultra-Gruppierung 

 „Rising Boys Hannover“ am 14. Juni 2017 

b) Unterrichtung durch die Landesregierung über die Zahlung von Sozial-

 leistungen an eine Islamistenfamilie 

c) Unterrichtung durch die Landesregierung über die Erkenntnisse, die dem 

 Innenministerium und den nachgeordneten Behörden über die Planungen der 

 niedersächsischen linksextremen Szene zum G 20-Gipfel vorlagen und über 

 vorab durchgeführte Maßnahmen zum Erkenntnisgewinn und zur Prävention 

 

Der Ausschuss billigte die Anträge der FDP-Fraktion zu den Unterrichtungen unter a) und 

c) einmütig. Die Fraktion der CDU zog den Antrag unter b) zurück. 

  

2. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Katastrophenschutz-

gesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/6435 

 

Der Ausschuss setzte die Beratung des Gesetzentwurfs mit der Einbringung der 

Änderungsvorschläge in den Vorlagen 16 und 17 durch alle vier Fraktionen fort. Er kam 

überein, in der Sitzung am 7. September die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 

Spitzenverbände und den Landesfeuerwehrverband zum Änderungsvorschlag in Vorlage 

17 anzuhören und im Anschluss daran die Beratung im Ausschuss abzuschließen. Die 

abschließende Beratung wurde für das September-Plenum vorgesehen. 

  

3. Kommunen bei der Integration besser unterstützen - Integrationspauschale auf den 

Weg bringen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/8547 

 

Der Ausschuss besprach Verfahrensfragen und bat die Landesregierung um eine 

schriftliche Unterrichtung. 

Vertraulicher Sitzungsteil 

4. Unterrichtung durch die Landesregierung über die Zerschlagung einer 

Schleuserbande 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

  

5. Unterrichtung durch die Landesregierung zum Thema „Aktuelle Geschehnisse in 

Finnland/Turku - Bezüge nach Niedersachsen 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6001-6500/17-6435.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_10000/8501-9000/17-8547.pdf
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Nicht öffentlicher Sitzungsteil 

6. Unterrichtung über Auftritte salafistischer Prediger im Deutschsprachigen 

Islamkreis (DIK) Hannover 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache.  

  

7. Unterrichtung durch die Landesregierung über die Erkenntnisse, die dem 

Innenministerium und den nachgeordneten Behörden über die Planungen der 

niedersächsischen linksextremen Szene zum G 20-Gipfel vorlagen und über vorab 

durchgeführte Maßnahmen zum Erkenntnisgewinn und zur Prävention 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

Zweiter öffentlicher Sitzungsteil 

8. a) Fortsetzung der Unterrichtung durch die Landesregierung zu den 

Sozialbetrugsfällen in den Standorten der Landesaufnahmebehörde 

 

Dieser Punkt wurde aus Zeitgründen von der Tagesordnung abgesetzt. 

 

 b) Aktenvorlage gemäß Artikel 24 Abs. 2 Niedersächsische Verfassung; 

Vorlage von Akten zu Fällen von mutmaßlichem Sozialbetrug wegen 

Mehrfachregistrierung von Flüchtlingen mit verschiedenen Identitäten bei der 

Landesaufnahmebehörde (Standort Braunschweig), 4. Tranche 

Der Ausschuss fasste einstimmig den Beschluss nach § 95 a GO LT über die 

Vertraulichkeit der mit Schreiben des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und 

Sport vom 14. Juni 2017 vorgelegten und vertraulich zu behandelnden Unterlagen. 

  

9. Unterrichtung durch die Landesregierung über die Hintergründe und Ergebnisse der 

Hausdurchsuchungen bei Mitgliedern der Ultra-Gruppierung „Rising Boys 

Hannover“ am 14. Juni 2017 

 

Dieser Punkt wurde aus Zeitgründen von der Tagesordnung abgesetzt. 

  

10. Unterrichtung durch die Landesregierung über die Zahlung von Sozialleistungen an 

eine Islamistenfamilie 

 

Dieser Punkt wurde von der Tagesordnung abgesetzt, da die CDU-Fraktion den Antrag auf 

diese Unterrichtung unter TOP 1 zurückgezogen hatte. 

  

 


